Wenig Rückenwind für UN-Resolution 1325 – Nationale Aktionspläne gefordert
Bericht über die Podiumsdiskussion zur UN-Resolution 1325 „Frauen, Frieden, Sicherheit“ am 19. Mai 2005 in der Bonner Friedrich-Ebert-Stiftung. 
Von Kirsten Prestin, Inter Press Service. 

Vor fünf Jahren hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die UN-Resolution 1325 für Frauen, Frieden und Sicherheit verabschiedet. Doch ihre Umsetzung lässt auf sich warten. Ohne feste Zeitpläne und Quoten wird die Resolution wirkungslos bleiben, warnen Frauenaktivistinnen und fordern nationale Aktionspläne – auch von der Bundesrepublik. Die Resolution verlangt eine aktive Frauenbeteiligung an Konfliktprävention und –lösung, an Friedensverhandlungen. Sie fordert darüber hinaus besonderen Schutz für Frauen und Mädchen in Krisengebieten.

"Der Resolution fehlen die Zähne, denn sie gibt weder Termine noch Quoten für ihre Umsetzung vor". Während es in Großbritannien schon einen nationalen Aktionsplan gebe, hinke Deutschland immer noch hinterher, kritisierte Scheub, Journalistin und Mitglied in der Steuerungsgruppe des Frauensicherheitsrates.

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen Amt hält die Arbeit ihrer Regierung dagegen für durchaus erfolgreich und verwies auf den Bericht der Bundesregierung über die Umsetzung der Resolution 1325: "Insgesamt haben wir 350 Projekte mit über 50 Millionen Euro gefördert. Dazu zählen Entwaffnungsprogramme für Ex-Kämpferinnen in Ruanda oder auch Projekte im Bereich genderspezifische Gesundheitsvorsorge."

In Afghanistan sei besonders die Polizeiausbildung von Frauen in Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt hervorzuheben. "Die Ausbildung von Polizistinnen in einem von Männern dominierten Land wie Afghanistan ist fast schon revolutionär", erklärte Müller. Gerade die Beteiligung von Frauen im Justiz- und Polizeibereich sei für die Friedenssicherung sehr wichtig.

"Die Arbeit in Afghanistan hat aber eines auch ganz deutlich gezeigt: Wir dürfen nicht nur Lobbyarbeit und Politikdialoge in den Städten führen und dabei die Frauen in den ländlichen Gebieten vergessen", unterstrich ihrerseits Annette Kaiser vom Referat Friedensentwicklung und Krisenprävention im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), die selbst lange Zeit in Afghanistan tätig war. Wichtig sei ferner, dass etwa bei Förderprojekten des Trust Fonds der Weltbank die Ausgaben gendersensibel eingesetzt würden.

Prinzip der Belohnung

Für die taz-Mitbegründerin Scheub ist das nicht ausreichend: "Das alles sind Einzelaktionen, die nicht zu einer systematischen Umsetzung der UN-Resolution beitragen." Als erstes brauche man eine UN-Kontrollgruppe, die mit der Zivilgesellschaft zusammenarbeite. Ihre Aufgabe sollte darin bestehen, genau zu überwachen, welche Maßnahmen in den einzelnen Ländern zur Umsetzung der Resolution erfolgt seien und welche Defizite existierten. Die Vorgabe von Quoten sei dabei unerlässlich. "Wir sollten nach dem Prinzip der Belohnung vorgehen und zusätzliche Finanzmittel von einer Erfüllung der Quoten abhängig machen", so Scheub.

Schon die Folgekonferenz zur Pekinger Weltfrauenkonferenz 'Peking + 10' im März dieses Jahres in New York hat gezeigt, dass das Interesse an Frieden und Sicherheitspolitik nicht groß ist. "Diese Themen haben viel zu wenig Beachtung gefunden. Und das, obwohl es in den letzten zehn Jahren weltweit zu einer Militarisierung und einem Anstieg von Gewaltkonflikten gekommen ist", berichtete Gitti Hentschel, Geschäftsführerin des Feministischen Instituts der Heinrich-Böll-Stiftung. Bei der Lösung von Gewaltkonflikten spiele die Geschlechterdynamik immer noch eine untergeordnete Rolle. 

"In den letzten zehn Jahren wurden 900 Millionen US-Dollar für Waffen ausgegeben, aber für die Umsetzung der UN-Resolution 1325 fehlen Gelder, personale Ressourcen und Erkenntnisse", so Hentschel. Zudem gebe es keine systematische Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Regierungen. Den Frauenaktivistinnen dagegen fehlten Strategien, um gehört zu werden. "Wir sollten uns überlegen, wie wir zum UN-Sicherheitsrat vordringen können, und anstatt Angst zu haben, den bereits erworbenen Status zu verlieren, ruhig auch mal Regeln durchbrechen." 

Fortschrittliches Ruanda

Das ostafrikanische Ruanda könnte durchaus als Vorbild dienen, denn die ruandische Regierung hat ein Sekretariat für die Umsetzung von UN-Konventionen eingerichtet. "Alle Konventionen werden in die Landessprache Kinyarwanda übersetzt, damit jeder, speziell die Bevölkerung in den ländlichen Gebieten, ihren Inhalt verstehen kann", berichtete Christine Nkulikiyinka, Botschaftsrätin von Ruanda.


Nach dem Genozid im Jahr 1994 bei dem fast eine Million Menschen starben, spielt der Versöhnungsprozess zwischen den ethnischen Gruppen der Tutsis und Hutus eine maßgebliche Rolle für die Friedenssicherung des Landes. Vor allem die ruandischen Frauen, deren Anteil an der Bevölkerung seit dem Völkermord bei fast 53 Prozent liegt, unterstützen den Versöhnungsprozess. "Sie erziehen ihre Kinder zu Ruandern, setzen sich politisch für den Frieden ein und tragen durch ihre Arbeit zur Einkommenssicherung bei", so Nkulikiyinka. 

Ruanda konnte den Frauenanteil im Parlament zeitweise auf 48,8 Prozent heben, womit es selbst dem Musterland Schweden den Rang ablief. Die ruandischen Frauen profitieren von einer Quotenregelung, die in der Verfassung festgeschrieben ist und einen Frauenanteil von 30 Prozent in Parlament und Regierung vorsieht.

Auch für die Konferenz der Großen Seen, die unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen im November 2004 in Tansania stattfand, wurde ein Frauenkomitee gegründet. Insgesamt zwölf Staaten Zentralafrikas nahmen an der Konferenz teil, um in der Konfliktregion friedliche Lösungen auf den Weg zu bringen. "Die ruandischen Frauen wurden an diesem Prozess beteiligt und nach ihrer Meinung gefragt", erklärte die Botschaftsrätin.

Ein Erfolgsrezept zur Frauenförderung gibt es für Nkulikiyinka nicht. In Ruanda erkennt sie eine gelungene Mischung verschiedener Faktoren: "gegenseitige Unterstützung, entsprechende Gesetze und besserer Zugang zu Bildung."

Erfahrungen auf dem Balkan

"Die UN-Sicherheitsresolution ist für alle Länder des ehemaligen Jugoslawien relevant, insbesondere im Kosovo und Bosnien-Herzegowina", erklärte Bjarney Fridriksdottir vom UNIFEM-Büro in der kosovarischen Hauptstadt Pristina. Die Bilanz nach fünf Jahren aber fällt ernüchternd aus. "Die Frauen sind bei Friedensgesprächen immer noch unterrepräsentiert und können sich kaum Gehör beim UN-Sicherheitsrat verschaffen", so die gebürtige Isländerin.

"Ohne einen Regierungsvertreter, der als Vermittler fungiert, hat man keine Chance, den Mitgliedern des UN-Sicherheitsrats eine Mitteilung zukommen zu lassen", erklärte Fridriksdottir. Aus diesem Grund hätte auch die Abschlusserklärung von mehr als 350 Frauen aus dem ehemaligen Jugoslawien anlässlich eines UNIFEM-Workshops in Sarajewo im Sommer 2004 zur Resolution 1325, nie das UN-Gremium in New York erreicht. In der Erklärung forderten die Konferenzteilnehmerinnen eine stärkere Beteiligung an den Friedensprozessen und am Wiederaufbau ihrer Länder.

In keinem Land auf dem Balkan wurde laut Fridriksdottir die Sicherheitsresolution umgesetzt. Grund hierfür sei vor allem der mangelnde politische Wille. "Die einzelnen Regierungen und die internationalen Akteure haben immer noch kein Bewusstsein für die Bedeutung von 1325 entwickelt. So bleibt die Implementierung nichts als ein unerfülltes Versprechen, das auch weiterhin mit Nachdruck eingefordert werden muss", so das Fazit Fridriksdottir.

Veranstalterinnen der Podiumsdiskussion waren das Deutsche Komitee für den UN-Frauenentwicklungsfonds (UNIFEM), der Frauensicherheitsrat und die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) im Rahmen der Reihe World Wide Women – Bonn 2005.
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